



Entwurf 15.9.2026


Maßnahmen für den Übergang von der Schule in die Arbeit oder in die Arbeitsbeschäftigung

Einvernehmenssprotokoll

Auf der Grundlage des LG 14.07.2015, Nr. 7 und des BLR vom 23.09.2025, Nr. 749 wird 

zwischen den Schulen (namentlich anführen) der Oberstufe, vertreten durch 

……………………

……………………

der Abteilung Arbeitsservice, vertreten durch den Abteilungsdirektor Stefan Luther

der Abteilung Bildungsförderung, vertreten durch die Abteilungsdirektorin Rolanda Tschugguell 

den Sozialdiensten der Bezirksgemeinschaften/dem Sozialbetrieb Bozen, 
vertreten durch:

…………………………….


folgendes Einvernehmungsprotokoll abgeschlossen.


Einführung und Ziel dieses Einvernehmensprotokolls
Die Landesregierung hat in Durchführung des Landesgesetzes Nr. 7/2015 zur Teilhabe und Inklusion auf Vorschlag des Amtes für Menschen mit Behinderungen „Richtlinien für die Arbeitseingliederung und Arbeitsbeschäftigung von Menschen mit Behinderungen“ mit Beschluss vom 23.09.2025, Nr. 749 festgelegt. In Artikel 2, Abs. 1 werden auch zahlreiche Aufgaben der Schulen angeführt.

Im Programmabkommen zwischen Kindergärten, Schulen und territorialen Diensten (Beschluss der Landesregierung vom 15.07.2013, Nr. 1056) werden die Rahmenbedingungen für die Vernetzung und die entsprechenden Verfahrensweisen zwischen den Kindergärten, Schulen und territorialen Fachdiensten in der Zeit der Schul- und Bildungspflicht festgelegt. Laut diesem Programmabkommen „hat jedes Kind, jeder Schüler und jede Schülerin ein grundlegendes Recht auf Erziehung und Bildung, das nicht aufgrund von Beeinträchtigungen geschmälert werden darf. Aus diesem Grund werden schwerpunktmäßig sämtliche Maßnahmen und Ressourcen dafür verwendet, um jenen Umständen vorzubeugen bzw. sie zu beseitigen, welche die persönliche Entwicklung der Kinder, Schülerinnen und Schüler beeinträchtigen und das Erreichen der höchstmöglichen Lebensautonomie, Selbstbestimmung und Teilhabe (Inklusion) am gesellschaftlichen Leben behindern“.
Vorliegendes Einvernehmensprotokoll dient als Grundlage, um Transparenz und Informationsfluss in der Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Institutionen im Übergang von der Schule in die Arbeitswelt oder in verschiedene Formen der Arbeitsbeschäftigung und Tagesbetreuung zu garantieren. Parallel hierzu werden über dieses Protokoll ein strukturiertes Vorgehen und eine kriterienorientierte Kooperation gewährleistet.
Laut oben zitiertem Beschluss werden in diesem Einvernehmensprotokoll die beteiligten Partner, die zeitlichen Abläufe, die Verfahren, die gemeinsamen Instrumente und Methoden zur Bewertung der Arbeitsfähigkeit, die jeweilige Zuständigkeit und die Verfahren für die Übermittlung personenbezogener Daten festgelegt.

Zielgruppe
Das Landesgesetz vom 14.Juli 2015, Nr.7 definiert als „Menschen mit Behinderungen“ alle Menschen mit dauerhaften (Zeitraum von mehr als sechs Monate) körperlichen, kognitiven oder sensorischen Beeinträchtigungen sowie Menschen mit psychischen Erkrankungen und Abhängigkeitserkrankungen, die sie in Wechselwirkung mit unterschiedlichen Barrieren, an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilnahme an der Gesellschaft hindern können. 

In Anlehnung an das oben zitierte Programmabkommen umfasst die Zielgruppe alle Schüler/-innen mit einer Funktionsdiagnose laut Staatsgesetz vom 5. Februar 1992, Nr. 104. 

Zeitlicher Ablauf und Verfahren in den letzten 2 Jahren der Erfüllung der Bildungspflicht
A)	Einberufung eines Informationstreffens für Schüler/-innen und deren Erziehungsverantwortliche bzw. gesetzliche Vertreter/-innen
Die Schule nimmt zu Beginn des vorletzten Schuljahres vor Erfüllung der Bildungspflicht und vor Erstellung des „Individuellen Bildungsplanes“ (IBP) Kontakt mit den Zuständigen des Amtes für Arbeitsmarktintegration und der Sozialdienste auf, um ein Informationstreffen für Schüler/-innen und deren Erziehungsverantwortliche bzw. gesetzliche Vertreter/-innen zu organisieren.
Ziel des Treffens ist die Weitergabe folgender Informationen:
· durch Vertreter/-innen des Amtes für Arbeitsmarktintegration: Angebote für die Arbeitseingliederung und die gezielte Vermittlung, Informationen zur Arbeitsvermittlung, sowie zu den Voraussetzungen für den Zugang zu einzelnen Maßnahmen wie z.B. Feststellung der Zivilinvalidität, Feststellung der Arbeitsfähigkeit durch die Ärztekommissionen, Eintragung in die Rangordnung für die Pflichtvermittlung;
· durch Vertreter/-innen der Sozialdienste: Angebote zur Arbeitsbeschäftigung oder sozialpädagogischen Tagesbegleitung der Sozialdienste, und soweit vorhanden weitere Angebote der Tagesbetreuung, Projekte und Sommerangebote;
· durch die Vertreter/-innen der Schule: Aufgaben der Schule mit Schwerpunkt der beruflichen Orientierung und Entwicklung beruflicher Kompetenzen, Information zu laufenden Projekten, Organisation und Begleitung bei Praktika, Aufgaben der Schüler/-innen und deren Erziehungsverantwortlichen bzw. gesetzliche Vertreter/-innen, Informationen zum Datenschutz.
Fakultativ werden Vertreter/-innen der Ausbildung- und Berufsberatung, der Gesundheitsdienste und weitere Systempartner eingeladen. 
Das Informationstreffen kann von einer einzelnen Schule oder im Verbund auf Bezirksebene einberufen werden.
Diese Informationstreffen richten sich auch an Schülerinnen und Schüler und deren Erziehungsverantwortliche bzw. gesetzliche Vertreter-/innen, die nach einem zieldifferenten Bildungsplan gefördert werden und Anrecht auf Maßnahmen laut Staatsgesetz vom 5. Februar 1992, Nr. 104 im schulischen Kontext haben.


B)	Erhebung und Abklärung der Kompetenzen in Hinblick auf eine künftige Arbeitseingliederung
Anhand eines Leitfadens werden die Kompetenzen im Hinblick auf eine künftige Berufsorientierung und Stärkung der beruflichen Kompetenzen vom Klassenrat in Zusammenarbeit mit den Betroffenen und Erziehungsverantwortlichen bzw. gesetzliche Vertreter/innen erhoben und abgeklärt (siehe Anlage a). 

C)	Ausarbeitung und Durchführung individualisierter Maßnahmen im Rahmen des individuellen Bildungsplanes (IBP) sowie Durchführung von Betriebspraktika und/oder Angebote von geschützten Praktikumsplätzen
Nach der ersten Erhebung der beruflichen Kompetenzen wird der IBP verfasst, wobei Schwerpunkte die berufliche Orientierung und die Entwicklung berufsspezifischer Kompetenzen sind. Es werden gezielte Maßnahmen zur beruflichen Orientierung und zur Entwicklung entsprechender Kompetenzen in Bezug auf die Arbeitseingliederung anhand personenzentrierter Methoden geplant, umgesetzt und evaluiert. Ein wesentlicher Bestandteil stellen die Praktika dar, welche in Betrieben oder teilstationären Diensten für Menschen mit Behinderungen durchgeführt werden. Dafür schließt die Schule für jeden Schüler und jede Schülerin mit dem Betrieb oder dem Träger des jeweiligen Sozialdienstes eine individuelle Praktikumsvereinbarung ab, in der die Ziele, Dauer und Modalitäten des Praktikums definiert sind. 

D)	Laufende Dokumentation und Auswertung der im Rahmen des Individuellen Bildungsplanes durchgeführten Maßnahmen und Abschlussbericht
Im Laufe der letzten zwei Jahre des Schulbesuchs werden bei Bedarf die Verantwortlichen der zuständigen Fachdienste bei der Überprüfung des IBP eingeladen. 
Am Ende des Schulbesuchs verfasst die Schule einen Abschlussbericht zu den für die Arbeitseingliederung und Arbeitsbeschäftigung erworbenen Kompetenzen (siehe Anlagen b und c). 

E)	Einberufung eines Treffens der involvierten Netzwerkpartner vor Schulabschluss
Zu Beginn des 2. Semesters des Abschlussjahres werden vonseiten der Schule der/die Schüler/-in und die Erziehungsverantwortlichen bzw. die/der gesetzliche Vertreter/-in, sowie die Zuständigen der relevanten Netzwerkpartner (Schule hat Filterfunktion) eingeladen. 
Bei diesem Treffen wird vereinbart, welcher Dienst (z. B. Amt für Arbeitsmarktintegration, Sozialdienst, Berufsbildung, …) für die weitere Begleitung empfohlen wird. 
Diese Empfehlung wird dem Abschlussbericht der Schule hinzugefügt.
Dieser Bericht dient der Dienststellenkonferenz für jene Personen als Grundlage, welche die Feststellung der Arbeitsfähigkeit durch die zuständige Ärztekommission gemäß Gesetz vom 12.März 1999, Nr. 68, beantragen.

F)  Verfahren für die Übermittlung personenbezogener und sensibler Daten
Der Abschlussbericht wird der betroffenen Person und der/dem Erziehungsverantwortlichen bzw. dem/der gesetzlichen Vertreter/-in übergeben. Mit deren schriftlichem Einverständnis kann der Abschlussbericht auch direkt von der Schule an das Amt für Arbeitsmarktintegration bzw. andere Dienste weitergeleitet werden.  
	
Gemeinsame Instrumente und Methoden zur Abklärung und Bewertung der Arbeitsfähigkeit
Folgende Instrumente werden als Anlage angelegt: 
a) Leitfaden zur Abklärung der beruflichen Kompetenzen 
b) Vorlage für die individuelle Praktikumsvereinbarung (wird auf Grundlage bereits bestehender Vorlagen derzeit erarbeitet)
c) Abschlussbericht


Stand 15/09/2026







1

